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ZEITGESPRACH

Unternehmer oder Unterlasser?

Die Investitionstätigkeit ist geringer, als mit Blick auf die Arbeitslosenzahl gefordert wird. Von füh­
renden Politikern stammt der Satz, daß die Unternehmer nun zeigen müßten, daß sie Unternehmer 
und nicht Unterlasser sind. Wird tatsächlich „zu wenig“ investiert? Erlauben die gegebenen Bedingun­
gen mehr Investitionen?

Bernhard Plettner

Warum wird zu wenig investiert?

Nachdem die Konjunktur bis­
her die Erwartungen nicht 

erfüllte und niemand weiß, ob 
und wann sie richtig in Gang 
kommen wird, wächst die Ner­
vosität unter den Verantwortli­
chen. Und wie immer bei w irt­
schaftlichen Schwierigkeiten hat 
auch jetzt wieder die Suche 
nach Sündenböcken begonnen. 
Dabei sind erneut die Unterneh­
mer ins Schußfeld geraten. 
Ihnen wird mangelnde w irt­
schaftliche Aktivität insbeson­
dere bei den Investitionen vor­
geworfen.

Hier muß zunächst etwas rich­
tiggestellt werden: Es sind kei­
nesfalls nur die Unternehmer, 
die sich bei ihren ökonomischen 
Entscheidungen zurückhalten. 
Dies trifft vielmehr auf fast alle 
am Wirtschaftsprozeß Beteilig­
ten zu, wie das Verhalten der 
Sparer zeigt. Die Banken und 
Sparkassen stellten, fest, daß 
drei von vier Sparern ihre fre i­
gewordenen Mittel aus den 
Sparverträgen sofort wieder auf 
die hohe Kante gelegt haben. 
Nicht nur die Unternehmer, son­
dern auch weite Teile der Be­

völkerung sind also offensicht­
lich verunsichert und deshalb 
nicht zu einer verstärkten Aus­
gabentätigkeit bereit, wie sie 
zur nachhaltigen Wirtschaftsbe­
lebung notwendig ist.

Forschen w ir nach den Grün­
den für diese Verunsicherung, 
so liegen sie nur zum Teil im 
wirtschaftlichen und weit mehr 
im politischen Raum. Bei den 
wirtschaftlichen Gründen für die 
anhaltend schwache Investitions­
neigung sind zuerst der niedrige 
Auslastungsgrad und die immer 
noch unzureichenden Erträge zu 
nennen. Gegenwärtig sind die 
industriellen Kapazitäten nur zu 
knapp 80%  ausgelastet. Daß 
sich bei einem solchen Ausla­
stungsgrad die Investitionstätig­
keit nicht durchgreifend beleben 
kann, klingt zunächst überzeu­
gend und dürfte auch nicht ohne 
weiteres von der Hand zu wei­
sen sein. Nur, die ganze Wahr­
heit kann es wohl nicht sein, 
denn 1967 sprang schon bei 
einem eher noch niedrigeren 
Auslastungsgrad die Investitions­
konjunktur an.

Worin unterscheidet sich nun 
die damalige Situation von der 
heutigen? Der grundlegende 
Unterschied liegt darin, daß da­
mals der Wachstumsoptimismus 
ungebrochen und die Notwen­
digkeit wirtschaftlichen Wachs­
tums unbestritten war. Heute 
dagegen wird von vielen 
„Schöngeistern“ in Politik und 
Gesellschaft das Nullwachstum 
propagiert, ohne daß von den 
politisch Verantwortlichen dem 
entschieden genug w iderspro­
chen wird. Man kann sich nicht 
des Eindrucks erwehren, daß 
die eindeutige politische Z ie l­
setzung, zur Lösung unserer so­
zialen und wirtschaftlichen Pro­
bleme wieder einen Prozeß ver­
stärkten Wachstums in Gang zu 
setzen, oft nur halbherzig ver­
fo lgt w ird. Wie läßt sich sonst 
zum Beispiel das Hin und Her in 
der Energiepolitik erklären? Es 
steht doch außer Zweifel, daß 
die unabdingbare Vorausset­
zung fü r mehr Wachstum die 
vermehrte Bereitstellung von 
Energie ist. Warum haben die 
politisch Handelnden in. Bund 
und Ländern der Bevölkerung
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gerade diese Existenzfrage der 
Zukunft nicht klar und eindring­
lich genug vor Augen geführt? 
Zwar wurde der Bürger seitens 
der Bundesregierung und der 
Länderregierungen im Sinne 
vernünftigen Wachstums und 
entsprechenden Zuwachses in 
der Darbietung elektrischer 
Energie informiert, der Bürger 
sah sich aber auch immer w ie­
der mit gegensätzlichen Mei­
nungen konfrontiert, die bei 
Parteiveranstaltungen der Re­
gierungsparteien aufbrandeten, 
und mußte miterleben, wie bei 
den gewalttätigen Demonstra­
tionen gegen die Kernenergie 
der Bürgerkrieg geprobt wurde.

Unklare Prioritäten

In einem solchen Klima unkla­
rer Prioritäten und mangelnden 
politischen Durchsetzungswil­
lens geht natürlich das Ver­
trauen in die Zukunft zugrunde. 
Die Unsicherheit greift um sich 
mit der Folge, daß Fakten und 
Prognosen in den Vordergrund 
gestellt werden, die den vieler­
orts vertretenen Pessimismus zu 
rechtfertigen scheinen. Dazu ein 
Beispiel: Kürzlich wurde eine 
Prognose über die Bevölke­
rungsentwicklung der Bundes­
republik veröffentlicht. Danach 
würde unsere Bevölkerung bis 
zum Jahre 2000 mindestens um 
3 Millionen, im ungünstigsten 
Falle aber um 6  M illionen
schrumpfen. Bezeichnender­
weise wurde der Rückgang von 
6  M illionen in den Vordergrund 
gestellt und auf die damit ver­
bundenen negativen Auswirkun­
gen auf unsere künftige W irt­
schaftsentwicklung hingewiesen.

Nun läßt sich nicht bestreiten, 
daß eine um 6  M illionen
schrumpfende Bevölkerung er­
hebliche Konsequenzen für die 
Märkte haben würde. Wir w is­
sen aber, daß Bevölkerungspro­
gnosen über einen so langen 
Zeitraum mit großen Fehlerquel­
len behaftet sind. Was hätte 
also näher gelegen, als auf die­
sen Tatbestand hinzuweisen

und gleichzeitig darauf aufmerk­
sam zu machen, daß das drän­
gendere Problem die berufliche 
Eingliederung der geburtenstar­
ken Jahrgänge in den nächsten 
Jahren ist. Auf den meisten 
Binnenmärkten ergeben sich 
nämlich hieraus mit Sicherheit 
noch erhebliche Wachstums­
chancen. Man neigt aber zur 
Zeit offenbar dazu, positive 
Aspekte zu übersehen und 
schenkt statt dessen lieber dü­
steren Zukunftsbetrachtungen 
Glauben.

So wird fast überhaupt nicht 
zur Kenntnis genommen, daß 
sich trotz rückläufiger Bevölke­
rung die Zahl der Haushalte in 
den nächsten Jahren noch um 
rd. eine viertel M illion erhöhen 
wird. Infolgedessen wird auch
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der Bedarf an Wohnungen zum 
Beispiel weiter steigen. Günstig 
auf die Wohnungsnachfrage 
wird sich außerdem die Tat­
sache auswirken, daß alleinste­
hende Menschen zunehmend 
eigene Wohnungen beanspru­
chen und daß allgemein das 
Verlangen nach mehr „Kom ­
fo rt“ , also nach größeren Woh­
nungen, wächst. Es gibt also 
durchaus plausible Gründe, die 
für eine sich w ieder belebende 
Bautätigkeit sprechen. Wenn 
trotzdem immer noch Anzeichen 
dafür fehlen, so w irkt sich ne­
ben dem allgemeinen Pessimis­
mus auch eine restriktive Ge­
setzgebung hemmend auf die 
Bauinvestitionen aus. Heute läßt 
sich nicht mehr bestreiten, daß 
durch gesetzgeberische Maß­
nahmen der frei finanzierte 
Mietwohnungsbau — und damit 
ein sehr w ichtiger Impulsgeber 
für die Investitionskonjunktur — 
fast zum Erliegen gebracht wor­
den ist. Von 1973 bis 1976 ist 
die Zahl der fertiggestellten 
Wohnungen im Mietwohnungs­
bau auf ungefähr ein Drittel ge­
schrumpft. Schuld an diesem 
Schrumpfungsprozeß waren 
nicht zuletzt ein überzogenes 
Mieterschutzrecht und die Bin­
dung der Mieten an die „o rts­
übliche“ Vergleichsmiete. Erste- 
res schränkt die freie Verfügbar­
keit des Wohneigentums erheb­
lich ein, und letzteres verhindert 
eine angemessene Rendite. Be­
denkt man, daß der Mietwoh­
nungsbau früher 4 0 %  der ge­
samten Wohnungsbauinvestitio­
nen ausmachte, so wird der Um­
fang des Investitionsausfalls 
sichtbar. 1976 waren die Investi­
tionen im Mietwohnungsbau um 
schätzungsweise 12 Mrd. DM 
niedriger als 1973. Demgegen­
über haben während des g le i­
chen Zeitraums die gesamten 
Anlageinvestitionen in der Bun­
desrepublik noch geringfügig 
um 8  Mrd. DM und die Aus­
rüstungsinvestitionen sogar um 
13 Mrd. DM zugenommen. Die­
ses Beispiel zeigt zweierlei, daß 
erstens eine der Hauptursachen
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der Investitionsflaute der da­
niederliegende Mietwohnungs­
bau ist und daß zweitens admi­
nistrative und gesetzgeberische 
Maßnahmen die Investitionsbe­
reitschaft in gefährlicher Weise 
beeinträchtigen können.

Verzögerungstaktiken

Gerade aus der zweiten Er­
kenntnis sind aber immer noch 
nicht die entsprechenden Leh­
ren gezogen worden. Denken 
w ir nur an die Verzögerungstak­
tiken, die beim Bau von Kraft­
werken angewandt werden. Man 
hat ausgerechnet, daß die jähr­
lichen Mehrkosten bei Stillegung 
der Baustelle eines 1300-MW- 
Kernkraftwerks im ersten Jahr 
etwa 125 Mill. DM und bei der 
Blockierung eines fertigen Kern­
kraftwerks unm ittelbar vor der 
Inbetriebnahme sogar etwa 200 
Mill. DM betragen. Von den Ver­
zögerungskampagnen ist gegen­
wärtig ein Investitionsvolumen 
von rd. 15 Mrd. DM betroffen. 
Wenn es also nicht bald zu 
einer reibungslosen Abwicklung 
der Projekte kommt, dann ent­
stehen der Elektrizitätswirtschaft 
erhebliche zusätzliche Kosten, 
die jede Neuinvestition mit 
einem unkalkulierbaren Risiko 
versehen. Die Folgen lägen auf 
der Hand: Die Investitionsbereit­
schaft der Elektrizitätswirtschaft

müßte rasch erlahmen. Immer­
hin investiert die öffentliche 
Elektrizitätswirtschaft gut 10 M il­
liarden DM jährlich, das sind 
knapp 5 %  der volkswirtschaft­
lichen Anlageinvestitionen und 
rd. 1 %  des Sozialprodukts. Ein 
Rückgang der Investitionen der 
Elektrizitätswirtschaft auf die 
Hälfte würde also bereits ohne 
die Sekundäreffekte einen 
Wachstumsverlust von 0 ,5%  
des Bruttosozialprodukts zur 
Folge haben.

Daß eine solche Entwicklung 
möglich ist, muß in unserer je t­
zigen wirtschaftlichen Situation 
geradezu paradox anmuten. Ha­
ben w ir es doch hier mit einem 
Bereich zu tun, in dem die Nach­
frage weiterhin zügig wächst 
und in dem es keine Sättigungs­
erscheinungen gibt. Wenn die 
Unternehmer von den Politikern 
immer w ieder zum Investieren 
aufgefordert werden, wäre es 
doch wohl selbstverständlich, 
daß den Wirtschaftszweigen 
keine Steine in den Weg gelegt 
werden, die von sich aus noch 
genügend Wachstumskräfte ent­
falten.

Administrative Hemmnisse

Nun stellt die Elektrizitätsw irt­
schaft keinen Einzelfall dar. 
Auch in anderen Industriezwei­
gen w ird die Durchführung von

Investitionsvorhaben durch 
rechtliche und administrative 
Maßnahmen außerordentlich er­
schwert. So müssen die che­
mische Industrie sowie die 
Eisen- und Stahlindustrie sehr 
strenge Umweltschutzauflagen 
erfüllen. Zwar hat das Ifo-Insti- 
tut nachgewiesen, daß die sich 
aus dem Umweltschutz ergeben­
den finanziellen Belastungen in 
der Bundesrepublik nicht höher 
sind als in den Vereinigten 
Staaten oder in Japan. Was 
hierzulande aber die Investi­
tionsbereitschaft dämpft, sind 
die umständlichen und in fast 
allen Fällen durch Bürgerinitia­
tiven unerträglich in die Länge 
gezogenen Genehmigungsver­
fahren. Dadurch wird der Bau­
beginn häufig so verzögert, daß 
die W irtschaftlichkeit in Frage 
gestellt oder überhaupt vernich­
tet wird.

Fehlendes Vertrauen

Zusammenfassend ist festzu­
stellen: Unsere wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten haben ökono­
mische und politische Ursachen. 
Was vor allem fehlt, ist Ver­
trauen in die Zukunft. Das g ilt 
fü r Investoren und fü r Konsu­
menten gleichermaßen. Deshalb 
genügt es nicht, die Unterneh­
mer zum Investieren aufzufor­
dern. Ebenso wichtig ist es, den 
Konsumenten Mut zum Ver-
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brauch zu machen. Schon 
Keynes schrieb in seiner A llge­
meinen Theorie: „Im Gegenteil, 
jede zur beständigen Gewohn­
heit werdende Schwächung der 
Verbrauchsneigung muß sowohl 
die Nachfrage fü r Kapital als 
auch die Nachfrage fü r den Ver­
brauch schwächen.“ Was tut 
man aber gegen die Sozial- und 
Kulturkritiker, die seit Jahren

mit Schlagworten wie „Konsum­
zwang“ , „Konsum terror“ , „Gren­
zen des Wachstums“ und „Aus­
plünderung unseres Planeten“ 
Konsumenten und Investoren 
die Lust zum wirtschaftlichen 
Handeln nehmen? Mit Appellen 
an Unternehmer und Verbrau­
cher ist es nicht getan. Es reicht 
auch nicht aus, wenn die Steu­
ern gesenkt und die Vorausset­

zungen fü r die Erwirtschaftung 
angemessener Erträge verbes­
sert werden. Für eine kräftig 
w ieder einsetzende Belebung in 
der Wirtschaft ist die Wiederher­
stellung eines konsum- und in­
vestitionsfreundlichen Klimas in 
unserer Gesellschaft und die 
Sicherung des Vertrauens in die 
Zukunft dieser W irtschaft unab­
dingbar.

Rolf Sammet

Das gesamtwirtschaftliche System ist außer Tritt geraten

Es wird der Vorwurf erhoben, 
die Unternehmen seien inve­

stitionsmüde. Man spricht sogar 
von Investitionsstreik, und die 
Unternehmen müssen sich beleh­
ren lassen, sie sollten etwas un­
ternehmen und nicht unterlassen. 
Anlaß für diese mehr emotio­
nalen als sachlichen Bemerkun­
gen ist die Tatsache, daß w ir in 
der Bundesrepublik eine optisch 
hohe und politisch in mancher 
Hinsicht relevante Zahl von Ar­
beitslosen haben. Gesamtwirt­
schaftliches Wachstum, das A ll­
heilmittel für vielerlei Beschwer­
nisse, w ill sich und — so steht 
zu befürchten — wird sich auch 
in den nächsten Jahren nicht in 
dem Ausmaß einstellen, wie es 
für nötig gehalten wird.

Es scheint, als ob die zeitweise 
extremen Wachstumsraten der 
60er Jahre heute als „norm al“ 
angesehen werden. Dabei wird 
vergessen, daß diese hohen 
Wachstumsraten durch den star­
ken Ausbau des Exports ent­
standen waren. Dies hatte zu 
Überbeschäftigung und einer ho­
hen Zahl von Gastarbeitern ge­
führt. Ohne jene zusätzlichen 
Arbeitskräfte wäre die Wirtschaft 
zusammengebrochen. Noch vor 
vier, fünf Jahren wurde diese

Entwicklung mit Sorge betrach­
tet. Die Politik der Unternehmen 
ging deshalb vielfach dahin, im 
Inland nicht mehr für den Export 
zu investieren, sondern gleich 
dort, wo sowohl die Märkte als 
auch die Arbeitskräfte waren, 
obwohl die Bundesrepublik noch 
eine Reihe von Standortvorteilen 
zu bieten schien.

Die starken Wachstumsraten 
wurden auch für die Zukunft an­
genommen, obwohl manchem 
bewußt war, daß dies zu unge­
sunden Strukturen führen würde.

Fehleinschätzungen

Die Folge waren Fehleinschät­
zungen der Leistungsfähigkeit 
auf den verschiedensten Gebie­
ten, insbesondere dem der So­
zialgesetzgebung. Man hatte sich 
nicht darauf eingestellt, daß das 
Wachstum auch einmal kleiner 
sein könne, zumindest über 
einige Jahre hinweg. Das viel­
gepriesene Netz der sozialen 
Sicherheit droht jetzt zu einem 
Netz zu werden, in dem sich die 
gesamte Volkswirtschaft verhed­
dert.

Man macht es sich zu leicht, 
wenn man einfach die Forde­
rung aufstellt, ein gesamtwirt­

schaftliches Wachstum von mehr 
als 5 %  je Jahr sei auf mittlere 
Sicht bis etwa 1980 notwendig, 
damit die deutsche Wirtschaft 
dem Vollbeschäftigungsziel nen­
nenswert näher kommen kann, 
und daraus dann ableitet, daß 
die gewerbliche Wirtschaft ihre 
realen Investitionen um jährlich
7,5 bis 8 %  ausweiten muß. Man 
hat sogar eine „Investitions­
lücke“ , das heißt unterbliebene 
Investitionen, errechnet, und 
zwar als Unterschied zwischen 
der tatsächlichen und einer so­
genannten „norm al“ wachsen­
den Investitionstätigkeit. Als nor­
mal g ilt dabei der Wert, mit dem 
die Modelle der Konjunkturfor­
scher aufgehen, das heißt zu 
einer niedrigen Arbeitslosen­
quote führen, das sind 6  %  für 
die gesamtwirtschaftlichen Inve­
stitionen und etwas höher für die 
der Industrie.

Wachstum als Remedur für un­
sere Probleme, so wünschens­
wert es wäre, läßt sich nicht be­
fehlen, es läßt sich auch nicht 
durch höhere Investitionen er­
zwingen. Das sollten uns die 
Versuche mit Konjunkturpro­
grammen, Investitionszulagen 
und Investitionsabgaben gelehrt 
haben, denn die deutsche Wirt­
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schaft hat noch genügend un­
beschäftigte Kapazitäten. Auch 
ohne neue Investitionen wäre 
eine höhere Beschäftigung schon 
jetzt durchaus möglich. Ganz 
offensichtlich liegt das Problem 
also darin, daß die Produkte, die 
in den Anlagen — beschäfti­
gungswirksam — erzeugt werden 
könnten, keinen Absatz finden.

Keine Investitionslücke

Für die chemische Industrie 
trifft die These nicht zu, daß eine 
Investitionslücke zu einem Ab­
bau der Arbeitsplätze geführt 
habe und daß wegen unterlasse­
ner Investitionen das Produk­
tionspotential veralte und nicht 
mehr auf dem neuesten Stand 
der Technik sel. Die chemische 
Industrie hat in der Bundesrepu­
blik auch 1976 rund 5,5 Mrd. DM 
in Sachanlagen investiert, soviel 
wie in den Jahren zuvor. Diese 
Investitionssumme liegt höher 
als die Abschreibungen. Es kann 
also davon ausgegangen werden, 
daß — zumindest rein rechne­
risch — veraltete und verbrauchte 
Anlagen ersetzt worden sind. 
Dies geschieht selbstverständlich 
durch Apparate und nach Ver­
fahren, die dem neuesten Stand 
der Technik entsprechen.

Ein erheblicher Teil der Inve­
stitionen in der chemischen In­
dustrie dient Ersatz- und Erhal­
tungsinvestitionen sowie Ratio­
nalisierungsinvestitionen. Solche 
Investitionen bringen vielfach 
eine erhebliche Erhöhung der 
Produktionsleistung oder Einspa­
rungen an Rohstoffen oder Ar­
beitskosten. Gerade der letzte 
Punkt wird von manchen als be­
schäftigungspolitisch schädliche 
Investition apostrophiert. In W irk­
lichkeit dienen sie dem Erhalt 
von Arbeitsplätzen, denn ohne 
Rationalisierung wäre manche 
Produktion auf dem Weltmarkt 
nicht konkurrenzfähig und müßte 
in der Bundesrepublik einge­
stellt werden.

Man kann in der Diskussion 
den Eindruck gewinnen, als ob

mit Investitionen arbeitsintensive 
Produktionen oder Verfahren er­
halten werden sollen, und das 
ausgerechnet in der Bundes­
republik, dem Land mit den höch­
sten Arbeitskosten unter den 
wichtigen Industrieländern. Die­
ses Rezept wird selbst von den 
Entwicklungsländern in den mei­
sten Fällen abgelehnt, weil sie 
sich nicht m it einer in ihren 
Augen zweitklassigen Technolo­
gie zufrieden geben wollen.

Die chemische Industrie ist 
nach wie vor ein Industriezweig 
mit hohem Forschungs- und Ent­
wicklungsaufwand und mit einer 
hohen Innovationsrate. Wandel 
und Modernisierung der Pro­
duktionsstruktur vollziehen sich 
ständig, auch ohne daß dies in 
der Höhe der Nettoinvestitionen 
sichtbar wird. Auf der einen 
Seite gehen Arbeitsplätze ver­
loren, auf der anderen Seite 
werden neue geschaffen. Auf­
gabe der Unternehmen ist es, 
hier intern Immer w ieder den 
Ausgleich zu finden.

Gefühl der Unsicherheit

Ein Nachholbedarf an Investi­
tionen ist in der chemischen In­
dustrie nicht zu sehen. Was 
könnte die Unternehmen dann 
veranlassen, mehr zu investie­
ren? Lediglich die Aussicht, daß 
die mit diesen Investitionen pro­
duzierbaren Güter oder Dienst­
leistungen auch einen Markt fin­
den. Bei einer Exportquote, die 
in vielen chemischen Unterneh­
men um die 50%  liegt, sind die 
Entwicklung des inlandsmarktes 
und der Exportmärkte dabei von 
gleich großem Gewicht.

Eine höhere Inlandsnachfrage 
kann sich nur entwickeln, wenn 
letztlich die private Nachfrage 
steigt. Zwar zeigen sich In der 
Bundesrepublik auf vielen Ge­
bieten Sättigungserscheinungen. 
Trotzdem Ist auch in Zukunft ein 
vernünftiges Wachstum möglich. 
Voraussetzung Ist sowohl für 
die Unternehmen als auch für 
die Verbraucher ein Gefühl der

Sicherheit. Wenn der Bürger je ­
doch alle paar Monate mit 
neuen Hiobsbotschaften über 
notwendige Sanierungsmaßnah­
men bei der Krankenversiche­
rung, der Altersversorgung, der 
Arbeitslosenversicherung kon­
frontiert wird, wenn die Diskus­
sionen um Beitragserhöhungen, 
Steuererhöhungen, Leistungs­
schmälerungen nicht abreißen, 
dann erzeugt dies kein Gefühl 
der Sicherheit. Wir brauchen 
dauerhafte Lösungen dieser 
Probleme, nicht solche, die nur 
dann funktionieren, wenn soge­
nannte „norm ale“ , in W irklich­
keit aber nicht erreichbare Zu­
wachsraten beim Bruttosozial­
produkt oder beim privaten Ein­
kommen eintreffen.

Hohe Arbeitskosten

Die auch künftig wohl schnell 
wachsenden Märkte Im Ausland 
werden zunehmend von Produk­
tionen in den Märkten selber 
bedient. Trotzdem wird auch der 
Welthandel weiter an Volumen 
zunehmen. Inwieweit die deut­
sche Industrie daran mit ihren 
Exporten tellhaben kann, hängt 
von ihrer Konkurrenzfähigkeit 
ab. Da die Arbeitskosten in den 
letzten Jahren in der Bundes­
republik stärker als in den an­
deren Ländern gestiegen sind 
und w ir jetzt vor den USA an 
der Spitze der großen Industrie­
nationen liegen, ist dies ein 
Punkt, dem w ir erhöhte Auf­
merksamkeit schenken müssen. 
Jede weitere Belastung der Un­
ternehmen mit Personal- und 
Sozialkosten schwächt die inter­
nationale Wettbewerbsposition.

Das durch den Markt gege­
bene Risiko von Investitionen Ist 
keiner bereit zu tragen. Der 
Staat signalisiert dies seit lan­
gem, indem er sich auf ertrags­
unabhängige Steuern stützt. Un­
sere Gesetzgebung schützt den 
Arbeitnehmer vor Beschäfti­
gungsrisiken in einem Ausmaß, 
daß die Regelungen fast schon 
beschäftigungsfeindlich wirken. 
Zumindest überlegt sich heute
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jeder, der zusätzliche M itarbei­
ter beschäftigen w ill, sehr genau 
die langfristigen Verpflichtungen 
und Bindungen, die er damit 
eingehen muß.

Öffentliche Restriktionen

Ein anderer Punkt darf nicht 
übersehen werden. Man kann 
leicht das Gefühl bekommen, 
daß die öffentliche Meinung in 
der Bundesrepublik, aber auch 
in anderen Ländern, prinzipiell 
zwar für beschäftigungswirk­
same Investitionen ist, im kon­
kreten Einzelfall aber dagegen.

Beispiele lassen sich in großer 
Zahl beim Bau von Kraftwerken, 
ob mit Kohle, ö l, Erdgas oder 
Kernenergie betrieben, aufzäh­
len. Dabei ist die Energieversor­
gung die Basis für die künftige 
industrie lle Entwicklung. Auch 
die Schwierigkeiten, denen Un­
ternehmen bei Neubau oder Er­
weiterung bestehender Produk­
tionen gegenüberstehen, sei es 
durch Bürgerinitiativen oder von 
seiten des Gesetzgebers, der 
beispielsweise auf dem Umwelt­
schutzgebiet ausgesprochen re­
striktive und investitionshem­

mende Gesetze und Verordnun­
gen erlassen hat, erleichtern die 
Investitionsentscheidungen nicht.

Ich habe die Hoffnung, daß 
sich im Laufe der Zeit doch eine 
realistische Betrachtungsweise 
durchsetzt, daß die Zusammen­
hänge erkannt und vor allem in 
der öffentlichen Meinung auch 
anerkannt werden. Die Unter­
nehmen allein können, auch 
wenn sie viel mehr investieren 
würden, das im Augenblick 
etwas aus dem T ritt geratene 
gesamtwirtschaftliche System 
nicht in Ordnung bringen.

Manfred Lennings

Umverteilungen behindern Investitionen

Die seit 1971 anhaltende In­
vestitionsflaute hat entschei­

dend zum Entstehen der heuti­
gen Arbeitslosigkeit beigetragen. 
Daran gibt es keinen Zweifel. 
Hätten beispielsweise die Inve­
stitionen der verarbeitenden In­
dustrie seit Anfang dieses Jahr­
zehnts jährlich real um rd. 4 %  
zugenommen, statt um rd. 6  %  
zu schrumpfen, dann wären im 
vergangenen Jahr rd. 400 000 bis 
500 000 mehr Arbeitsplätze vor­
handen gewesen. Die Arbeits­
losigkeit wäre heute bei weitem 
kein so drängendes Problem.

Nun wird o ft behauptet, die 
Unternehmen hätten durch über­
höhte Rationalisierungsinvesti­
tionen zu viele Arbeitskräfte frei­
gesetzt. Die Tatsachen sprechen 
gegen diese Behauptung. Nach 
einer Untersuchung des lfo-ln- 
stitutes sind die Rationalisie­
rungsinvestitionen der deutschen 
Industrie in den siebziger Jah­
ren kaum gestiegen (1970 bis 
1976 real jährlich um + 1 ,3 % ). 
Gemessen am Umsatz wurden

sogar erheblich weniger Ratio­
nalisierungsvorhabenverwirklicht 
als in den 60er Jahren.

Dagegen sind die Erweite­
rungsinvestitionen in derselben 
Zeit real um jährlich 17%  gesun­
ken. Hierin liegt der Kern der 
Misere. Die Erweiterungsinvesti­
tionen liegen heute wieder auf 
dem Stand von 1967. Sie belau­
fen sich auf rd. V3 des Standes 
von 1970.

Warum wird so wenig inve­
stiert? Streiken die Unterneh­
men? Nur naive Gemüter werden 
das annehmen. Meistens be­
haupten das diejenigen, die den 
Unternehmen nacktes Gewinn­
streben vorwerfen. Wer aber 
würde dann so töricht sein, durch 
Investitionsverzicht sich seiner 
Gewinnchancen zu entledigen? 
Die Ursachen liegen tiefer.

Internationale Umverteilung

In weiten Bereichen der deut­
schen Wirtschaft haben sich die 
Wettbewerbsbedingungen ver­

schlechtert. Dazu haben folgende 
Faktoren wesentlich beigetra­
gen:

□  Internationale Umverteilung 
zugunsten der Rohstoffländer: 
Die Bundesrepublik hat 1976 (in 
DM gerechnet) gegenüber 1970 
eine Preissteigerung für einge­
führte Rohstoffe (mit ö l) von 
148 %  hingenommen. Für die 
Einfuhr von Halbwaren betrug die 
Preiserhöhung 57 % . Demgegen­
über ist der Preisindex für die 
Ausfuhr deutscher Fertigwaren 
nur um 39 %  gestiegen. Dies hat 
zu einer Schmälerung des im In­
land zu verteilenden Kuchens ge­
führt.

Darüber hinaus haben die durch 
die Umverteilung entstandenen 
Zahlungsbilanzdefizite der mei­
sten Industrieländer zu einer 
Verschärfung des internationalen 
Wettbewerbs geführt. In die hart 
umkämpften Märkte für Industrie­
güter schalten sich außerdem zu­
nehmend junge Länder ein, die 
ihre Technik zu relativ niedrigen 
Gebühren von den Industrie­
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nationen beziehen. Rasche Über­
nahme moderner Techniken bei 
niedrigem Lohnniveau läßt die 
Entwicklungsländer auf vielen 
Gebieten zu ernsthaften Konkur­
renten werden. Der steigende 
Anteil von Fertigwaren aus Ent­
wicklungsländern an der deut­
schen Fertigwareneinfuhr ist ein 
Indiz dafür.

Inländische Umverteilung

□  Gewinnverfall durch nationale 
Umverteilung: Die von außen auf 
die deutsche Wirtschaft einwir­
kenden Faktoren sind durch die 
inländische Umverteilungspolitik 
verschärft worden. Als Folge der 
gestiegenen Lohnquote sind die 
Unternehmensgewinne drastisch 
zurückgegangen. 1975 lagen sie 
um 30 %  unter dem Stand von 
1970. Zwar haben sie sich im ver­
gangenen Jahr erholt und das

Niveau von 1970 um (geschätzte) 
3 %  überschritten, aber unter 
Berücksichtigung der Preisstei­
gerungen bleibt immer noch ein 
realer Rückgang. Ihr Anteil am 
Volkseinkommen lag 1976 bei 
6,7 % , 1970 noch bei 10,6 %. 
Auch über die Umsatzrendite 
macht man sich häufig ganz 
falsche Vorstellungen. In der 
metallverarbeitenden Industrie 
betrug sie (netto) 1976 2,8 %  
(1975 2,2 %).

Die Gewinnverhältnisse sind 
also noch immer unbefriedigend. 
Daran hat auch die leichte Er­
tragsverbesserung 1976 nicht viel 
geändert, zumal der etwas gün­
stigere Trend in diesem Jahr 
schon w ieder gestoppt worden 
ist. Investitionen können aber 
nur dann finanziert werden, wenn 
genügend Gewinne vorhanden 
sind.

□  Hohes Kostenniveau der deut­
schen Wirtschaft: Bei den Ar­
beitskosten in der Industrie, be­
zogen auf die Stunde, hat die 
Bundesrepublik die USA vergan­
genes Jahr überholt. Setzt man 
die durchschnittlichen Arbeits­
kosten bei uns mit 100 an, dann 
liegen die USA bei 94, Frank­
reich bei 62, Japan bei 50 und 
Großbritannien bei 44.

Selbstverständlich spielen hier 
auch die laufenden Aufwertun­
gen der DM eine Rolle. Die inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit 
wird aber aus der Summe von 
Lohnerhöhungen und Währungs­
schwankungen bestimmt. Auch in 
der Entwicklung der gesamtwirt­
schaftlichen Lohnstückkosten lie­
gen w ir im internationalen Ver­
gleich neben Japan an der Spitze.
□  Eigenkapitalknappheit in der 
deutschen Wirtschaft: Die
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schnelle Wachstumsperiode nach 
dem Kriege hat dazu geführt, 
daß die Eigenkapitalausstattung 
deutscher Unternehmen fühlbar 
schlechter ist als in den Län­
dern, m it denen w ir im interna­
tionalen Markt konkurrieren 
müssen. Eine Bilanzanalyse von 
deutschen Industrieaktiengesell­
schaften zeigt, daß im Jahre 1970 
das Eigenkapital im Verhältnis 
zur Bilanzsumme noch 3 3%  be­
trug. Der Eigenkapitalanteil ist 
dann bis zum Jahre 1975 kon­
tinuierlich auf 28%  abgesunken.

Die Eigenkapitalausstattung 
der Industrieunternehmen in an­
deren Industrieländern ist we­
sentlich imposanter. Untersu­
chungen zeigen, daß das Ver­

hältnis von Kapital zur Bilanz­
summe bei vergleichbaren US- 
Betrieben bei 5 2%  und in Groß­
britannien bei 42 %  liegt. Auch 
die Schweiz weist eine wesent­
lich höhere Kapitalbasis aus.

Bedingt investitionsfähig

Die Investitionstätigkeit wird 
also auch dadurch behindert, 
daß viele deutsche Firmen allein 
aufgrund ihrer Bilanzrelationen 
nur noch bedingt investitions­
fähig sind. Allein steigende Ge­
winne, die natürlich nur te il­
weise ausgeschüttet werden, 
können den erforderlichen Spiel­
raum für Investitionen schaffen.

Zusammenfassend fo lgt dar­
aus: Nationale und internationale

Umverteilungen sowie ein hohes 
Kostenniveau in unserem Lande 
haben die Investitionsentwick­
lung negativ beeinflußt und sich 
somit wachstumshemmend aus­
gewirkt. Wir sollten alle Kräfte 
darauf konzentrieren, die Fehl­
entwicklungen im eigenen Lande 
zu korrigieren. Beseitigen wir 
die Ursachen im Inland und 
kommen über mehr Investitionen 
wieder zu mehr Wachstum, dann 
stärken w ir gleichzeitig unsere 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem 
Weltmarkt. Damit werden wir 
auch die Arbeitslosigkeit über­
winden können. Voraussetzung 
ist, daß die Lohnquote und der 
konsumtive Teil der Staatsquote 
zugunsten der Investitionen wie­
der gesenkt werden.

Toni Schmücker

Zur unternehmerischen Entscheidungsfreiheit 
bei Investitionen

Der VW-Konzern hat in den zu­
rückliegenden 6 Jahren ins­

gesamt rund 9 Mrd. DM inve­
stiert, davon mehr als sechs M il­
liarden im Inland. Das jährliche 
Investitionsvolumen unterlag da­
bei produktprogramm- und nach­
fragebedingt starken Schwan­
kungen. In dem behandelten 
Zeitraum erreichten die Investi­
tionen des Unternehmens mit 
etwa 1,947 Mrd. DM 1971 ihr Ma­
ximum und 1975 mit 941 Mill. ihr 
Minimum.

Steigende Investitionsneigung

Nach dem Investitionstiefpunkt 
im Jahre 1975 sind die VW-Kon- 
zern-lnvestitionen in den letzten 
beiden Jahren wieder stetig ge­
stiegen. Nach 1,141 Mrd. DM im 
Jahr 1976 werden sie 1977 aller 
Voraussicht nach die 1,9-Mrd.- 
DM-Grenze erreichen. Die Volks­

wagenwerk AG wird allein ca. 
800 bis 900 Mill. DM investieren, 
das Dreifache des Jahres 1975. 
Es handelt sich dabei vornehm­
lich um Produktinvestitionen.

Bei der Neuorientierung und 
Konsolidierung des VW-Kon- 
zerns standen die Produkt-, Er­
satz- und Rationalisierungsinve­
stitionen im Vordergrund.

Der Planungszeitraum für die 
Investitionen des Unternehmens 
erstreckt sich — nicht zuletzt 
auch entwicklungs- und beschaf­
fungsabhängig — auf etwa 8—10 
Jahre. Dieser gliedert sich in 
einen mittelfristigen Zeitraum 
von etwa 5 Jahren und einen 
langfristigen Zeitraum von etwa 
weiteren 3 bis 5 Jahren. In einem 
System fortgeschriebener Pla­
nung findet eine jährliche ziel­
orientierte Anpassung statt. Aus

der sich darauf entwickelnden 
Verstetigung der Investitionspro­
zesse der Unternehmen folgt, 
daß konjunkturpolitische Pro­
gramme und kurzfristige Inve­
stitionsanreize nur begrenzt be­
rücksichtigt werden können.

Investitionen und 
Beschäftigungssicherung

Sowohl bei den Inlands- als 
auch bei den Auslandsinvesti­
tionen orientiert sich der VW- 
Konzern vor allem an der lang­
fristigen Nachfrageentwicklung 
nach Automobilen. Auch in den 
Werken des VW-Konzerns ist die 
Erzielung von Erträgen, d. h. eine 
angemessene Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals, Grund­
voraussetzung für eine Investi­
tion. Die zunehmende Versach­
lichung der Diskussion um die 
Funktion des Gewinns als ent­
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scheidende Steuerungsgröße für 
Investitionen in marktwirtschaft­
lichen Systemen der westlichen 
Industrieländer ist zu begrüßen. 
Erst der Gewinn begründet die 
wirtschaftliche Fähigkeit der Un­
ternehmen, auf Dauer die Be­
schäftigung durch Investitionen 
zu sichern. Gewinne sind damit 
auch eine wesentliche Voraus­
setzung für die Durchführung so­
zialer Vorhaben.

Enger Spielraum

Jedes Unternehmen ist, um im 
Wettbewerb zu bestehen, zu In­
vestitionen gezwungen. Die kon­
tinuierliche Verbesserung des 
Produktangebotes zur bedarfs­
gerechten Versorgung des Mark­
tes und der Ersatz der Produk­
tionsmittel fordern eine ständige 
Investitionstätigkeit. In diesem 
Zusammenhang ist der Entschei­
dungsspielraum gering, denn Er­
satz- und Produktinvestitionen 
werden vom Markt und dem Ver­
halten der Wettbewerber er­
zwungen.

Ein Entscheidungskonflikt kann 
bei Rationalisierungsinvestitio­
nen entstehen. Zur Erhöhung der 
Produktivität müssen w ir einer­
seits weiter rationalisieren, sto­
ßen jedoch andererseits dort an 
Grenzen, wo durch Rationalisie­
rungsinvestitionen Personal fre i­
gesetzt und so die Beschäfti­
gungssicherung unm ittelbar an­
gesprochen wird. Im Zuge eines 
Rationalisierungsprozesses wird 
eine Unternehmensleitung daher 
stets nach Wegen suchen, um 
den so erreichten Produktivitäts­
fortschritt in neue Arbeitsplätze 
umzusetzen.

Eine Reihe bundesdeutscher 
Unternehmen befindet sich ge­
genwärtig in einer Phase der 
Anpassung an den sich lang­
fristig abschwächenden Wachs­
tumstrend in den westlichen In­
dustrieländern. Dies beeinflußt 
die Investitionsneigung des Un­
ternehmens insbesondere bei 
den Erweiterungsinvestitionen. 
Denn soviel ist nicht zu bezwei­

feln: Die Versorgung der Länder 
der Dritten Welt mit fertigen 
Automobilen aus der Produktion 
der traditionellen Autohersteller 
stößt auf immer größere Hinder­
nisse.

Auslandsinvestitionen

Entscheidungen über Aus­
landsinvestitionen werden be­
sonders kritisch betrachtet, selbst 
wenn im Ausland Kapazitäten 
aufgebaut werden, um den Ver­
lust von Märkten zu verhindern. 
Häufig ist nämlich die Auslands­
investition die einzige Möglich­
keit, die Arbeitsplätze im Inland 
durch Zulieferungen technisch 
hochwertiger Produktumfänge an 
das ausländische Werk zu si­
chern oder zu steigern. Die Ent­
scheidung über solche beschäfti­
gungsbeeinflussenden Investitio­
nen bedarf im Rahmen der M it­
bestimmungsgesetze heute einer 
ständigen Kommunikation zwi­
schen allen Organen des Unter­
nehmens.

Bei Auslandsinvestitionen wird 
die Entscheidungsfreiheit des 
Managements auch von den im 
Gastland herrschenden Rahmen­
bedingungen beeinflußt. Zu be­
achten sind hier insbesondere 
Exportauflagen, Vorschriften über 
Beteiligungsverhältnisse, Nor­
men über Kapitalimport und Ge­
winnverwendung sowie Produk­
tionsauflagen über die Ferti­
gungstiefe. Auch Preisvorschrif­
ten (Preis-Kosten-Problematik 
bei Inflation) und Investitions­
schutzbestimmungen (Problem 
der Verstaatlichung) beeinflus­
sen die Sicherheit des Auslands­
engagements einschließlich der 
über einen längeren Zeitraum 
gesehenen Rentabilität. Ein Un­
ternehmen wird sich nur dann 
entschließen, solche mit be­
trächtlichen Risiken behafteten 
Investitionen vorzunehmen, wenn 
es die Gewähr hat, daß die In­
vestitionen sich in einem über­
schaubaren Zeitraum amortisiert 
haben und hierfür Arbeitsplätze 
auf Dauer geschaffen oder er­
halten werden.

Die Frage der Schaffung von 
Arbeitsplätzen ste llt sich in Pha­
sen wirtschaftlicher Abschwä­
chung oder struktureller Verän­
derungen der Märkte auch 
außerhalb zusätzlicher Investitio­
nen, denn gerade dann sind be­
stehende Anlagen oft nicht aus­
gelastet.

Um die negativen Auswirkun­
gen zyklischer Schwankungen 
nicht auf die Belegschaft in vol­
ler Schärfe durchschlagen zu 
lassen, befolgen w ir im Volks­
wagenwerk eine Personalpolitik 
der mittleren Linie. Das bedeu­
tet, daß der Personalstand auf 
einer Höhe gehalten wird, die 
durch die nachhaltige Ausla­
stung der vorhandenen Kapazi­
täten bestimmt ist. Nur so ist es 
möglich, die konjunkturellen 
Schwankungen durch weiche, 
nicht existenzgefährdende Maß­
nahmen aufzufangen. Hier wer­
den Unternehmensleitungen und 
Arbeitnehmervertretungen ge­
meinsam nach Wegen suchen 
müssen, um die Stetigkeit der 
Beschäftigung auch im Auf und 
Ab der Konjunktur weiter zu ver­
bessern.

Ohne Ertrag geht es nicht

Entscheidend für eine wieder 
steigende Investitionsneigung 
bleibt die Ertragserwartung. Sie 
setzt das Vertrauen der Unter­
nehmen und ihrer Entschei­
dungsträger in die wirtschaftliche 
Zukunft voraus. Der Entschei­
dungsspielraum kann durch die 
sich wandelnden gesellschafts­
politischen Bedingungen beein­
trächtigt werden, wie viele Bei­
spiele in Industrie- und Entwick­
lungsländern zeigen. Arbeits­
plätze bleiben in unserer W irt­
schaft letztlich aber nur erhalten, 
wenn die allgemeine Wirtschafts-, 
Finanz- und Gesellschaftspolitik 
jenen Entscheidungsspielraum 
der Unternehmen sichert, der 
unter Beachtung der sozialpoli­
tischen Belange und ökonomi­
schen Sachzwänge in einer 
Marktwirtschaft erforderlich ist, 
um im internationalen Wett­
bewerb zu bestehen.
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